
Bremen ist kinderfreundlich – zumindest auf dem Papier. Auf konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der

Situation von Kindern und Jugendlichen will sich die große Koalition lieber nicht festlegen.
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ie Verschuldung der Stadt Bremerhaven wird ver-
mutlich in diesem Jahr die Milliarden-Schwelle über-
schreiten. Nichtsdestotrotz hat der Bremerhavener
Oberbürgermeister Jörg Schulz große Pläne. Ein neu-
es Rathaus soll am Theodor-Heuss-Platz gebaut
werden, dort, wo das stark sanierungsbedürftige
ehemalige Nordsee-Hotel Naber steht. Mindestens
10 Millionen Euro soll der Umbau kosten, eine Sum-
me, die angesichts der wirtschaftlichen Lage der
Stadt nicht nur die Grünen auf die Palme bringt.

Doris Hoch, für die Grünen im Landtag zuständig
für Bremerhaven: ›Für die angeblich so hohe Symbol-
kraft eines Rathauses in der Stadtmitte kann sich in
Bremerhaven niemand etwas kaufen. Investitionen
in öffentliche Gebäude bringen keinen einzigen Ar-
beitsplatz und auch keine Steuern. Stattdessen wür-
den weitere Schulden angehäuft.‹

Doris Hoch erinnert daran, dass die ehemaligen
Kasernen im Stadtteil Lehe mit erheblichem Aufwand
in die so genannten ›Stadthäuser‹ umfunktioniert
wurden, um den Anforderungen einer Stadtverwal-
tung gerecht zu werden. Die aufwändige Renovierung
des Bürgermeisterbüros im Jahr 2000 (Kosten:
360.000 DM) ist auch noch vielen BürgerInnen im

D
grüne

ie Offenheit und Transparenz, die politischer
Streit, gerade auch zwischen den großen Volks-
parteien, bringt, wich dem Dreisprung aus
Totschweigen, Vertuschen, Schönreden. Son-
nenkönig Henning I. war in der Lage, ohne
nennenswerten Widerspruch öffentlich von
acht Milliarden Schulden zu reden, als wir
schon bei 13 waren. Scheinprivatisierte Gesell-
schaften bei Krankenhäusern, Wirtschaftsför-
derung, Immobilien, Häfen etc.: ohne Kontrolle
durch die Verwaltung. Eine Verwaltung, zum
Beispiel Jugendamt, Ausländerbehörde, Verfas-
sungsschutz: ohne Kontrolle durch das Parla-
ment. Restdemokratie in großkoalitionären
Vorbesprechungen von Deputationen als Regie-
rungsform jenseits der parlamentarischen
Demokratie.

Was werden wir Grünen für Mehr Demokra-
tie tun, außer eine der großen Volksparteien in
die Opposition zu schicken?
• Das Parlament, die Bremische Bürgerschaft,

wieder in den Mittelpunkt der Verfassung
rücken.

• Deputationen abschaffen zugunsten von
Parlamentsausschüssen.

• Haushaltsklarheit und -wahrheit wieder
herstellen.

• Durch direkte Demokratie den Bürgerinnen

und Bürgern ein machtvolles Gegengewicht
zurückgeben mittels Senkung der Hürden
für Volksbegehren und Volksentscheide und
durch Finanzreferenden bei größeren Inves-
titionen.

• Die von den Bürgerinnen und Bürgern
durchgesetzte Wahlrechtsreform auch tat-
sächlich anwenden.

• Die lokale Demokratie stärken durch wirksa-
mere Beiräterechte und demokratisch ge-
wählte Ortsamtsleiter.

• Wahlrecht für alle, auch Nicht-EU-Bürger
und -Bürgerinnen, wenn sie mindestens
acht Jahre in Bremen und Bremerhaven
gelebt haben, um die Macht mit allen
BremerInnen zu teilen und nicht nur mit
denen, die einen deutschen Pass besitzen.

• Verantwortung der gewählten Politik und
der von ihr beauftragten Verwaltung wieder
herstellen durch Zuhören statt Wegbeißen,
wenn sich besorgte Bürger melden, um auf
Missstände aufmerksam zu machen.

Große Koalitionen dagegen machen taub und
stumm. Kennt jemand jemanden, der sich eine
Verbesserung des deutschen Fußballs verspre-
chen würde durch die Fusion von Werder Bre-
men und Bayern München?

Eben.

Mehr Demokratie tut
Bremen gut
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›Besseres als den Tod ...

Lange ist es her, das Motto von Willy Brandt: ›Mehr Demokratie wagen!‹ Aber
nie war es so wertvoll wie nach zwölf Jahren großer Koalition in Bremen.

... findest du überall‹, hatten sich die Stadt-

musikanten gedacht und waren nach Bremen

gezogen. ›Die sind doch nie in Bremen ange-

kommen!‹, dachten sich wohl ein paar  Vanda-

len und machten in der Neujahrsnacht der

LeseLust-Skulptur der grünen Fraktion den

Garaus. Sie bleibt spurlos verschwunden.

Bremen kinderfreundlich machen

Umziehen bis der Rechnungshof kommt
Bei der Antwort des Senats auf die Große Anfrage der Grünen zum Thema ›Umzüge von Landesbehörden und
Gesellschaften‹ hat man nicht den Eindruck, dass es sich bei Bremen um ein Haushaltsnotlageland handelt. Gilt
Sparsamkeit nur für die Bürgerinnen und Bürger?

as bremische Umzugskarussell wurde in der Amts-
zeit der großen Koalition in immer schnellere Drehbe-
wegungen versetzt. Objekte im Gesamtwert von 14
Millionen Euro wurden geräumt und verkauft, aber
gleichzeitig hat der Senat durch die Umzüge 17 Millio-
nen Euro Umzugskosten verursacht. Unterm Strich hat
Bremen mit den angeblichen Synergieeffekten noch
nicht einmal die Möbelpacker bezahlt, geschweige
denn langfristige Kosteneinsparungen erzielt.

Das zeigen einige Einzelbeispiele:
• Der Umzug des Hafenressorts aus Bremen nach

Bremerhaven und wieder zurück hat insgesamt
466.000 Euro gekostet. Ein Umzug, der sich als
eine völlig unsinnige Verschwendung von Steuer-
mitteln herausgestellt hat.

• In der Stresemannstraße wurde nun das Stadtamt
mit all seinen Unterabteilungen zusammengefasst,
auch das sollte angeblich Kosten sparen. Man hat
allerdings vergessen, dass für die alten Räumlich-
keiten in der Funkschneise ein Mietvertrag bis 2011

E in abstraktes Papier ist der ›Aktionsplan kinder-
freundliches Bremen‹, wenn man ihn nicht mit Leben
füllt. Bereits im März 2005 hatte die grüne Fraktion die
Umsetzung in Bremen gefordert und einen Antrag in
die Bürgerschaft eingebracht, der in die Sozial-
deputation überwiesen wurde. Stellungnahmen der
Senatoren wurden angefordert, die heute noch nicht
vorliegen würden, hätten die Grünen nicht im Februar
2006 wieder nachgehakt, diesmal mit einer Großen
Anfrage. Wieder verging viel Zeit, und erst nach insge-
samt 20 Monaten wurde der fertige Bericht in der Bür-
gerschaft beraten. Während SPD und CDU den Aktions-
plan weiterhin abstrakt behandeln und keinen Bedarf
sehen, konkrete Aufgaben oder Ziele zu formulieren,
haben die Grünen eine Reihe von Vorschlägen: Die
Innenstadt muss kinderfreundlicher werden! Ein Spiel-
haus, in dem Kinder sinnvoll ihre Zeit verbringen kön-
nen, während die Eltern einkaufen, wäre ein erster
sinnvoller Schritt. Bremen muss mehr Spielräume für
Kinder schaffen; Stadtteile wie das Viertel oder
Findorff, die zugeparkt sind mit Autos, bieten Kindern
wenig Möglichkeiten, gefahrlos zu spielen. Außerdem
müssen Kinder und Jugendliche viel stärker an wichti-

gen Entscheidungen, die sie betreffen, beteiligt werden! Sie sollen mitgestalten
können, wenn es zum Beispiel um Jugendeinrichtungen oder Projekte für Kinder
und Jugendliche im Stadtteil geht. Vorstellbar wäre auch ein Topf mit den Global-
mitteln für Jugendprojekte, um die sich Jugendliche bewerben können – Huchting
geht da mit gutem Beispiel voran.

6 Kultursenatoren in 6 Jahren =

fortschreitende Auflösung

Mehr Solaranlagen auf

Bremens Dächer

in der Bremischen Bürgerschaft
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D besteht. Hier werden jedes Jahr
noch einmal über 500.000 Euro für
ein leer stehendes Gebäude vergeu-
det.

• Beim Umzug des Bau- und Sozial-
ressorts in das Siemens-Hochhaus
wurde eine Mietsteigerung von
390.000 Euro im Jahr fällig.
Dazu kommen Umzugskosten von
1,7 Millionen Euro. Der Rechnungs-
hof beziffert die Kosten und Folgeko-
sten des An- und Verkaufs des Sie-
mens-Hochhauses und der folgen-
den Behördenumzüge mit insge-
samt 20 Millionen Euro.

• Die Bremer Investitionsgesellschaft
(BIG) beansprucht nach ihrem Um-
zug in das edle Kontorhaus am
Markt 40 Prozent mehr Fläche und
zahlt eine 4 Prozent teurere Miete.

M ä r z

Frauen
12.

Frauen in der Bürgerschaft

Rundgang und Gespräch mit

Christine Holzner-Rabe (Kultur-

wissenschaftlerin)

Karin Mathes (stellvertr. Bürger-

schaftspräsidentin)

Karoline Linnert (grüne Fraktions-

vorsitzende)

18.00 Uhr, Raum III

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

Um Anmeldung wird gebeten unter

0421/3011-0.

SchülerInnen beurteilen ihren

Unterricht

Flughafen: Beschränkungen der

Nachtflüge einhalten

Seite 3

Untersuchungsausschuss

›Klinikverbund‹

Untersuchungsausschuss

›Kindeswohl‹

Seite 4

Aktionsplan kinderfreundliches

Bremen

Umzüge von Behörden sind

keine Sparmaßnahmen

Seite 5

Seite 6
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grün:   i n der Mache

Überflüssig wie ein Kropf
Bremerhavens Oberbürgermeister Jörg Schulz (SPD) träumt von einem neuen Amtssitz

in der Stadtmitte. Dass die Stadt Bremerhaven bis über beide Ohren in den Miesen ist,
scheint ihn dabei nicht zu kümmern.

D

n Bremen ist ein Viertel aller Kinder und Jugendli-
chen von Armut betroffen. Es beschneidet ihren Blick
auf die Welt, birgt das Risiko übermäßigen Medien-
konsums und vor allem nimmt es Selbstbewusstsein
und Neugierde. Der Sozialhilfe-Regelsatz für ein Kind
bis 14 Jahre beträgt 207 Euro im Monat – davon kön-
nen Eltern weder die Kosten für ein Schulmittages-

Armut grenzt aus!
I

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .in der Bremischen Bürgerschaft

Gedächtnis. ›Wichtiger als die Errichtung von Status-
symbolen ist eine bürgernahe und vor allem transpa-
rente Politik in Bremerhaven‹, stellt Doris Hoch fest.
›So lange sich der Oberbürgermeister weigert, die
Gehälter offen zu legen, die er an seine Geschäfts-
führer zahlt, und weiterhin Geld für teure Projekte
verschwendet, ist es unmöglich, den Menschen zu
vermitteln, dass sie den Gürtel enger schnallen sol-
len.‹

sen in einer Ganztagsschule bezahlen noch das not-
wendige Lernmaterial anschaffen. Die Teilnahme an
Schulausflügen, die Inanspruchnahme von Musikun-
terricht oder der Sportverein, all das fällt für Kinder
und Jugendliche aus erwerbslosen Familien häufig
flach. In einem Bürgerschaftsantrag fordern die Grü-
nen den Senat auf, sich auf Bundesebene für eine
Erhöhung der Regelleistungen der Sozialhilfe und im
Arbeitslosengeld II einzusetzen. Diese müssen so
festgelegt werden, dass die Grundsicherung ein men-
schenwürdiges Leben ermöglicht. Als Sofortmaßnah-
men wollen die Grünen, dass Lernmittel sowie die
Teilnahme an Musik- und Sportangeboten für
SchülerInnen künftig als Sachleistung zur Verfügung
gestellt werden. Die Kostenbeteiligung für Mittages-
sen in Schulen und Kindergärten soll erhöht und
auch eintägige Schulausflüge sollen gefördert wer-
den.

Bremen liegt mit seiner besonders hohen Anzahl
von Langzeitarbeitslosen im Bundesdurchschnitt
weit vorn. Gerade deshalb sollte sich der Stadtstaat
verpflichtet fühlen, eine Vorreiterrolle zu spielen und
der Ausgrenzung der betroffenen Familien vehement
entgegentreten.

Bremerhavens OB will ein

neues Rathaus haben

Regelsätze in ALG II und

Sozialhilfe anheben

M ä r z

Bildung
9.

Achtung: Talentschmiede!
Wie Kindergärten und Schulen sich

neu erfinden

Grüner Bildungsfachtag mit

Vorträgen von

Prof. Dr. Wolfgang Tietze (Freie

Universität Berlin)

Prof. Dr. Mats Ekholm (OECD-

Experte, Universität Karlstad,

Schweden)

Begrüßung und Einführung:

Anja Stahmann (bildungspolitische

Sprecherin der grünen Fraktion)

9.30-ca. 18.30 Uhr, Festsaal

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

Karoline Linnert bei der Akteneinsicht

Teurer ›Spaß‹ mit ungesundem Klima:
das Siemenshochhaus Der grüne Sozialpolitiker Dirk Schmidtmann

Ein Traum von einem Rathaus für den Seestadt-Schulzen!
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Misswirtschaft
im Kulturressort
Der Rechnungshof bescheinigt der Kulturverwaltung eine ›fortschreitende
Auflösung der Organisationsstrukturen‹. Fünf Kultursenatoren in sechs Jah-
ren hat die CDU an die Spitze des Ressorts gesetzt, aber auch Kultursenator

Nr. 6, Jörg Kastendiek, verwaltet die Kultur ohne Herzblut.

instellungsstopps, Haushaltsnotlage,
schmerzhafte Sparbeschlüsse auf allen
Ebenen – von einer transparenten und struk-
turierten Organisation ist das Kulturressort
weit entfernt. Bei Personaleinstellungen wird
der Personalrat übergangen, korrekte Ein-
stellungsverfahren müssen vor Gericht er-
stritten werden. Politische Führung scheint
im Kulturressort ein Fremdwort zu sein. Karin
Krusche, kulturpolitische Sprecherin: ›Der
Umstrukturierungsprozess im Kulturressort
ist eine never ending story. Bis heute gibt es
keine neue Abteilungsleitung, die Zuständig-
keiten und die Verteilung der Verantwortlich-
keiten sind unklar, und das alles wird auf
dem Rücken der Kulturschaffenden dieser
Stadt ausgetragen. Gerade in Zeiten knapper
Mittel müssen die Einrichtungen und Initiati-

ven feste AnsprechpartnerInnen haben,
damit sie vernünftig rechnen und planen
können.‹ Zum Vorschlag des Rechnungs-
hofs, die Kulturverwaltung in ein größeres
Ressort zu integrieren, meint Karin Krusche:
›Das lehne ich ab. Es ist eine politische Fra-
ge, welche Bedeutung die Kultur für eine
Stadt wie Bremen haben soll. Danach richten
sich auch die Ressortzuschnitte. Kultur ist
kein überflüssiger Luxus, sondern ein we-
sentlicher Bestandteil einer lebendigen
Stadt. Deshalb muss es auch weiterhin ein
eigenständiges Kulturressort geben: mit
klarem Aufgabenzuschnitt und einem Sena-
tor oder einer Senatorin, der oder die mit
Leidenschaft nach innen wie nach außen die
Belange der Kulturschaffenden in Bremen
vertritt und das Ressort im Griff hat.‹

E

Solaranlagen in
Bremen ausbauen
Wer weiß spontan, wo in Bremen eine Photovoltaik-

anlage zu sehen ist? Obwohl das Umweltressort in
seinem neuen Energiebericht stolze 360 Photovol-
taikanlagen für das Jahr 2005 melden kann, sind

Bremens Potentiale in keiner Weise ausgeschöpft.

om ›Solarstreit‹ im Herbst 2006 bekam
kaum jemand etwas mit: Hinter verschlosse-
nen Türen hatte die Gesellschaft Bremer
Immobilien (GBI) den Nutzungsvertrag für
Solaranlagen auf öffentlichen Dächern derart
verschlechtert, dass neue Anlagen nicht
mehr realisiert worden wären. Im letzten
Moment korrigierte die GBI auf Druck der
grünen Bürgerschaftsfraktion, von Umwelt-
verbänden, Schulen und potentiellen Inves-
toren ihren Vertrag. Offenbar weiß der Senat
nicht, was die GBI treibt – um so wichtiger
ist es, dass unabhängige Institutionen und
wir Grünen ständig wachsam sind. Glückli-
cherweise ist es gelungen, dass jetzt der
Weg frei ist für neue Anlagen auf öffentli-
chen Gebäuden, zum Beispiel auf dem Fi-
nanzamt in Bremerhaven, auf dem mit einer

V

Bremer Klinikskandal:
Fass ohne Boden
Autoritärer Führungsstil, Selbstüberschätzung der Akteure, naive Wirtschaftsgläu-
bigkeit und eine Missachtung demokratischer Spielregeln – das sind Bestandteile,
die den Nährboden bilden, auf dem der Bremer Klinikskandal gedeihen konnte.

ach den bisherigen Erkenntnissen kristal-
lisiert sich für Karoline Linnert, Vorsitzende
des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses ›Klinikverbund‹ heraus, dass es
um viel mehr geht als um die mutmaßliche
kriminelle Energie eines Herrn Lindner. Be-
reits beim Einstellungsverfahren von Tissen
und Lindner hat sich niemand an die sonst
üblichen Regeln gehalten. Weder wurden
Auskünfte bei früheren Arbeitgebern einge-
holt noch polizeiliche Führungszeugnisse
angefordert. Die ehemalige Gesundheitsse-
natorin Karin Röpke und ihr Staatsrat Knigge
wollten ihre Klinik-Umbaupläne um jeden
Preis durchsetzen und haben die zahlrei-
chen Hinweise von Menschen zu den krum-
men Geschäften Lindners ignoriert. Dieser
konnte teure Gutachten ohne Gegenleistung
in Auftrag geben und Verträge mit anderen
Kliniken abschließen, an denen Bremen

noch lange zu zahlen haben wird. Nahezu sämtliche
Kontrollinstrumente der vier Bremer Kliniken haben
versagt: Das Geschäftsführerteam in Bremen-Ost hat die
eigene Geschäftsordnung nicht angewendet und war
dem Lügenbaron Lindner hilflos ausgeliefert, Aufsichts-
ratsmitglieder kannten ihre Rechte und Pflichten nicht.
Die politische Verantwortung trägt jedoch der Bremer
Senat, dessen Pflicht es ist, seine ausgelagerten Gesell-
schaften ordentlich zu führen.

All das ist bitter und weit entfernt von einer Kultur, in
der Kontrolle notwendig und er-
wünscht und die Teilung von Macht
Grundlage der Demokratie ist. In
dem, was der Untersuchungsaus-
schuss zutage fördert, liegt jedoch
zugleich auch eine Chance. Die er-
warteten Empfehlungen werden
wichtige Säulen grüner Politik beför-
dern: Transparenz, Kontrolle und
klare Verantwortlichkeiten.

N

g r ü n : ktuella
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Bremens Rolle in Kurnaz-Affäre klären
Die Verantwortung der Bundes-
und Landesregierung für die Haft-
dauer von Murat Kurnaz war The-
ma einer Aktuellen Stunde, die
die grüne Fraktion in die Bürger-
schaft eingebracht hatte. Jahre-
lang hatten sich die Bremer Grü-
nen für die Freilassung von
Kurnaz eingesetzt. Kommentar
von Matthias Güldner, stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender: ›Es
ist ein Sakndal, dass Bundes- und
Landesregierung aktiv die Wieder-
einreise von Murat Kurnaz in

grün:  eues aus der BürgerschaftN

CDU und SPD haben kein Interes-
se daran, der Bevölkerung reinen
Wein über die Investitionssumme
bei öffentlichen Bauvorhaben
einzuschenken. Die Grünen hat-
ten bereits im Herbst 2005 in
einem Antrag gefordert, auf
Baustellenschildern Kosten, Bau-
beginn und Ende der Maßnahme
offen zu legen. Dieser Antrag
schmorte lange in der Bau-
deputation. Jetzt lehnte die Koali-
tion den Antrag endgültig ab.

Kosten darlegen

g r ü n : ktuella

Bürgersolaranlage Sonnenenergie produziert
werden soll. Neue Solaranlagen zur Wärme-
versorgung brauchen ebenfalls ihren Platz.
Auch deren Zahl ist deutlich steigerbar. Und
wer keine eigene Dachfläche hat, kann even-
tuell auf öffentliche Dächer zugreifen (Infos
dazu: www.solardachboerse-bremen.de).

Wir erwarten, dass in Zukunft potentielle
Investoren beraten, informiert und motiviert
werden, um auf öffentlichen oder auch auf
eigenen Dächern deutlich mehr Solarenergie
zu erzeugen. Der Klimawandel zeigt es über-
deutlich: Erneuerbare Energieerzeugung ist
das Gebot der Gegenwart und der Zukunft!

Joachim Linnemann von der Justus Grosse GmbH
mit Karin Krusche

Besserer Unterricht
durch Schüler-Feedback
Ein an Waldorfschulen erfolgreich praktiziertes Modell
könnte sich nach Ansicht der Grünen auch in anderen
Bremer Schulen durchsetzen: Schülerinnen und Schüler

sollen zweimal pro Jahr den Unterricht bewerten.

ur wenige Schulen machen von so genannten ›Schülersprech-
tagen‹ Gebrauch. ›Wie ihr Unterricht von den SchülerInnen einge-
schätzt wird, wollen viele Pädagogen lieber nicht wissen. Ein solches
‚Feedback’ für Lehrerinnen und Lehrer ist meines Erachtens aller-
dings sehr wichtig und positiv für alle Beteiligten. Dies sollte auch in
Bremen Schule machen‹, regt die grüne Bildungsexpertin Anja
Stahmann an.

Wie empfinde ich persönlich das Lernklima an der Schule? Was
habe ich im letzten Halbjahr dazu gelernt? Was hat mich gestört? Wo
habe ich Probleme? Regelmäßige Antworten auf diese Fragen aus der
individuellen Schülerperspektive sind im skandinavischen Ausland
längst Praxis. In Bremen wird solch ein Modell an der Waldorfschule
erfolgreich praktiziert: Eine Schule, die auf Noten verzichtet, aber
großen Wert auf aussagekräftige Beurteilungen von Lehrern und
Schülern legt.

Nach Auffassung der Grünen könnte das Schüler-Feedback für
alle Schulen von der ersten Klasse an eingeführt werden. ›Schülerin-
nen und Schüler bekommen so von Anfang an Gelegenheit, sich
offen über den Unterricht und das Lernklima zu äußern. Über diese
direkten, sehr unterschiedlichen Urteile bekommen Lehrkräfte wich-
tige Hinweise darauf, wie sie ihren Unterricht verbessern können‹,
ist sich Anja Stahmann sicher. ›Die Rückmeldungen bieten die Mög-
lichkeit für Lehrerinnen und Lehrer, sich mit den Schülerinnen und
Schülern über ihre Erwartungen an sie und den Unterricht auseinan-
derzusetzen. Die Evaluation der Lehrkräfte durch diejenigen, die
beschult werden, ist ein Baustein zur Verbesserung der Unterrichts-
qualität und des Lernklimas insgesamt.‹

N

Erfolg für Bremer
Flughafenanwohner
Lange Zeit hat es die Bremer Fluglärmkommission (FLK)
vermieden, die Änderung der Abflugroute für Flüge Rich-
tung Südosten zu beschließen. Druck aus dem

Petitionsausschuss half nach.

islang wurden die Flüge über Hemelingen geleitet. AnwohnerIn-
nen des Stadtteils hatten immer wieder darauf aufmerksam ge-
macht, dass eine Verlegung der Route über das Wesertal nahe läge,
weil dieses Gebiet weitaus dünner besiedelt ist. Ohne den Druck aus
dem Petitionsausschuss hätte die FLK die Entscheidung sicher wei-
ter auf die lange Bank geschoben. Je eine Studie der Deutschen
Flugsicherung und des Umweltsenators waren nötig, um die Kom-
mission zu überzeugen. Beide attestierten der so genannten ›Weser-
talroute‹ eine bessere Lärmsituation: Je früher die Flugzeuge nach
ihrem Start Richtung Süden abdrehen würden, desto besser, hieß es
dort einhellig. Die FLK will sich nun im Februar nochmals mit dem
Thema befassen – eine positive Entscheidung hat sie bereits ange-
kündigt.

Ab März startet der Billigflieger Ryanair am Flughafen Bremen, was
die Grünen aus wirtschaftspolitischer Sicht begrüßen. Allerdings
werden sich die Flugbewegungen um rund 25 Prozent im Jahr stei-
gern – für die AnwohnerInnen ein berechtigter Grund zur Sorge. Die
gesundheitlichen Auswirkungen von Verkehrslärm sind hinlänglich
bekannt, daher muss vor allem die Nachtflugbeschränkung am Flug-
hafen Bremen strikter eingehalten werden. Von 2005 auf 2006 sind
die Nachtflüge trotz der bestehenden Regelung um über 200 Prozent
angestiegen. Mit einer Kleinen Anfrage wollen die Grünen wissen,
warum und auf welcher Grundlage der Senator für Wirtschaft und
Häfen derart viele Nachtflüge genehmigt.

B

Im Oktober letzten Jahres haben die Grünen einen Untersuchungsausschuss durchge-

setzt, der den Tod des kleinen Kevin aus Gröpelingen schonungslos aufklären soll.

ür Klaus Möhle, grünes Mitglied im PUA
›Kindeswohl‹, steht nach bisherigen Er-
kenntnissen fest: ›Im Amt für Soziale Dien-
ste herrschen chaotische Zustände. Keine
nachvollziehbare Aktenführung, kein ver-
nünftiges Kontrollsystem, über Monate
hinweg keine Besuche vor Ort: Kevins
Schicksal offenbart das totale Versagen der
Behörde.‹ Der kleine Junge wurde am 10.
Oktober 2006 tot im Kühlschrank seines
Stiefvaters gefunden. Obwohl die Probleme
und Lebensumstände der Familie und das
Leid des kleinen Jungen den Behörden seit
langem bekannt waren, hat sich über viele
Monate hinweg niemand ein persönliches
Bild von der Situation gemacht. Klaus
Möhle: ›Bei aller persönlichen Betroffenheit
darf man die politische Verantwortung für
diesen Fall nicht aus dem Blick verlieren.
Die ist mit dem Rücktritt der damaligen
Sozialsenatorin Karin Röpke noch lange
nicht geklärt. Die Sozialarbeit in Bremen ist

F vor die Hunde gegangen, weil Sparvorgaben und Budget
mehr zählten als das Wohl der Betroffenen. Der zuständi-
ge Staatsrat Knigge hat Druck gemacht, und der wurde
dann vom Amtsleiter rücksichtslos an die MitarbeiterIn-
nen weitergegeben. Wenn man deren Aussagen hört,
fällt einem nichts mehr ein: Da ist von Drill die Rede, von
alptraumhaften Zuständen, von brutaler Sozialpolitik.‹

Die Grünen haben eine Reihe von Maßnahmen vorge-
schlagen, um Kindern und Familien in Not dauerhaft
besser zu helfen: eine Stärkung der Familienhebammen,
die Wiederbelebung der Abteilung ›Aufsuchende Fami-
lienberatung‹, die mit dem Sparpaket der großen Koaliti-
on aufgelöst worden
war. Ein regelmäßiges
Fachcontrolling soll
die Überforderung
einzelner Mitarbeiter
frühzeitig aufdecken
und für deren Unter-
stützung sorgen.

Kevin – Opfer einer
brutalen Sozialpolitik

g r ü n : ktuella
Aufklärung muss

erzwungen werden

Opposition sei dank

Die große Koalition kann wirklich

froh sein, dass es eine rege kleine

Opposition gibt. Die Grünen haben

den Untersuchungsausschuss

Kindeswohl beantragt – und nach

kurzem verärgerten Zögern haben

SPD wie CDU zugestimmt. Alles

andere würde ihnen heute zum

Vorwurf gemacht. Der grüne Innen-

politiker Matthias Güldner hat jetzt

Akteneinsicht bei Verfassungsschutz

und Innenbehörde in Sachen Murat

Kurnaz beantragt – SPD wie CDU

schlossen sich an.

Die Regierungsfraktionen hätten

den Schritt von sich aus nicht tun

können – das wäre quasi ein Miss-

trauensantrag gegen den Innense-

nator und seine Ressortverantwor-

tung gewesen und in einer Kultur der

parlamentarischen Gefolgschafts-

Demokratie kommt sowas nicht vor.

Den Grünen sei Dank, können

nun alle versuchen herauszubekom-

men, auf welcher Grundlage eigent-

lich damals, 2001, der in Bremen

aufgewachsene Murat Kurnaz nach

Guantanamo verschleppt wurde.

Dass die US-Dienste, denen Kurnaz

in Pakistan gegen Geld überantwor-

tet wurde, etwas über den aus Bre-

men stammenden Türken wussten,

ist unwahrscheinlich. Hat die Ent-

scheidung der US-Behörden sich

wesentlich auf die aus Bremen gelie-

ferten Informationen gestützt? Und

welche Qualität haben solche Er-

kenntnisse? Innensenator Thomas

Röwekamp hat die Position der

Bundesregierung, Kurnaz für einen

gefährlichen Burschen zu halten,

aktiv unterstützt. Auf welcher Er-

kenntnisgrundlage eigentlich?

Darüber schweigt Bremens zweiter

Bürgermeister. Aufklärung muss

erzwungen werden. Man darf ge-

spannt sein.

Klaus Wolschner

taz Nord vom 6.2.2007

(Wiederabdruck mit freundli-

cher Genehmigung des Autors.)

Gastkommentar

seine Geburtsstadt Bremen verhin-
derten. Der Senat – an erster Stelle
Innensenator Röwekamp – muss
jetzt öffentlich zu seiner Rolle in der
Affäre Stellung beziehen. Eine
Entschuldigung bei dem fast fünf
Jahre zu Unrecht Inhaftierten wäre
ein guter Anfang.‹ In der Erwartung,
endlich Licht in die Verstrickung des
Bremer Innensenators in die Affäre
bringen zu können, hat Güldner
Einsicht in alle Kurnaz betreffenden
Akten beantragt.

i Silvia Schön  3011-231i Karin Krusche  3011-253i Matthias Güldner  3011-236

Studierende, die nicht in Bremen
wohnen, sollen 500 Euro Studien-
gebühren im Semester zahlen. Pro
Bremer StudentIn und Semester will
der Senat 500 Euro aus dem Län-
derfinanzausgleich an die Hoch-
schulen geben. Die fiktiven Einnah-
men aus den Studiengebühren
werden den Hochschulen allerdings
von ihrer Grundfinanzierung abge-
zogen – ein fieser Trick, den sich
das Verwaltungsgericht hoffentlich
nicht gefallen lässt!

Faule Tricks

Eltern lotsen Eltern
Als ein ›Vorzeigeprojekt, das Schule machen

sollte‹, bezeichnet Anja Stahmann die ›Mutter-

sprachlichen Elternlotsen‹ in der Vahr. Diese

beraten russisch bzw. türkisch sprechende El-

tern, die mit dem deutschen Schulsystem wenig

vertraut sind. Zwischen Eltern und Lehrkräften

bilden die Lotsen eine wichtige Brücke.

Integrationsexperte Matthias Güldner: ›Das aus

Selbsthilfe entwickelte Projekt ist ein Selbst-

läufer. Von anderen Schulen liegen bereits An-

fragen vor. Es muss dringend ins Bremer

Integrationskonzept aufgenommen werden, um

die Fortsetzung zu gewährleisten!‹

Von links nach rechts: Schulleiterin Frau Wagner, WiN-
Koordinator Herr Stöver, die Elternlotsin Frau Uludasdemir,
Matthias Güldner, die Elternlotsin Frau Müller, Frau Bitter-

Wirtz von der Bremer AWO, Anja Stahmann und Frau Stöver
vom Projekt MUT

grün: Aktion

Wohnen in der
Überseestadt
Auf Einladung der Grünen informierten sich

Interessierte bei einer Bustour durch die Über-

seestadt über die neuesten Entwicklungen.

Begeistert zeigte sich die baupolitische Spre-

cherin Karin Krusche von dem umgebauten

Speicher I mit seinen attraktiven Büros und den

weiteren Aktivitäten am Europahafen. ›Wir be-

grüßen die Initiative des Investors und freuen

uns, dass die Aussicht auf die Verbindung von

Wohnen und Arbeiten in der Überseestadt näher

gerückt ist.‹

Karin Mathes, energiepolitische Sprecherin

Klaus Möhle

Karoline Linnert
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Misswirtschaft
im Kulturressort
Der Rechnungshof bescheinigt der Kulturverwaltung eine ›fortschreitende
Auflösung der Organisationsstrukturen‹. Fünf Kultursenatoren in sechs Jah-
ren hat die CDU an die Spitze des Ressorts gesetzt, aber auch Kultursenator

Nr. 6, Jörg Kastendiek, verwaltet die Kultur ohne Herzblut.

instellungsstopps, Haushaltsnotlage,
schmerzhafte Sparbeschlüsse auf allen
Ebenen – von einer transparenten und struk-
turierten Organisation ist das Kulturressort
weit entfernt. Bei Personaleinstellungen wird
der Personalrat übergangen, korrekte Ein-
stellungsverfahren müssen vor Gericht er-
stritten werden. Politische Führung scheint
im Kulturressort ein Fremdwort zu sein. Karin
Krusche, kulturpolitische Sprecherin: ›Der
Umstrukturierungsprozess im Kulturressort
ist eine never ending story. Bis heute gibt es
keine neue Abteilungsleitung, die Zuständig-
keiten und die Verteilung der Verantwortlich-
keiten sind unklar, und das alles wird auf
dem Rücken der Kulturschaffenden dieser
Stadt ausgetragen. Gerade in Zeiten knapper
Mittel müssen die Einrichtungen und Initiati-

ven feste AnsprechpartnerInnen haben,
damit sie vernünftig rechnen und planen
können.‹ Zum Vorschlag des Rechnungs-
hofs, die Kulturverwaltung in ein größeres
Ressort zu integrieren, meint Karin Krusche:
›Das lehne ich ab. Es ist eine politische Fra-
ge, welche Bedeutung die Kultur für eine
Stadt wie Bremen haben soll. Danach richten
sich auch die Ressortzuschnitte. Kultur ist
kein überflüssiger Luxus, sondern ein we-
sentlicher Bestandteil einer lebendigen
Stadt. Deshalb muss es auch weiterhin ein
eigenständiges Kulturressort geben: mit
klarem Aufgabenzuschnitt und einem Sena-
tor oder einer Senatorin, der oder die mit
Leidenschaft nach innen wie nach außen die
Belange der Kulturschaffenden in Bremen
vertritt und das Ressort im Griff hat.‹

E

Solaranlagen in
Bremen ausbauen
Wer weiß spontan, wo in Bremen eine Photovoltaik-

anlage zu sehen ist? Obwohl das Umweltressort in
seinem neuen Energiebericht stolze 360 Photovol-
taikanlagen für das Jahr 2005 melden kann, sind

Bremens Potentiale in keiner Weise ausgeschöpft.

om ›Solarstreit‹ im Herbst 2006 bekam
kaum jemand etwas mit: Hinter verschlosse-
nen Türen hatte die Gesellschaft Bremer
Immobilien (GBI) den Nutzungsvertrag für
Solaranlagen auf öffentlichen Dächern derart
verschlechtert, dass neue Anlagen nicht
mehr realisiert worden wären. Im letzten
Moment korrigierte die GBI auf Druck der
grünen Bürgerschaftsfraktion, von Umwelt-
verbänden, Schulen und potentiellen Inves-
toren ihren Vertrag. Offenbar weiß der Senat
nicht, was die GBI treibt – um so wichtiger
ist es, dass unabhängige Institutionen und
wir Grünen ständig wachsam sind. Glückli-
cherweise ist es gelungen, dass jetzt der
Weg frei ist für neue Anlagen auf öffentli-
chen Gebäuden, zum Beispiel auf dem Fi-
nanzamt in Bremerhaven, auf dem mit einer

V

Bremer Klinikskandal:
Fass ohne Boden
Autoritärer Führungsstil, Selbstüberschätzung der Akteure, naive Wirtschaftsgläu-
bigkeit und eine Missachtung demokratischer Spielregeln – das sind Bestandteile,
die den Nährboden bilden, auf dem der Bremer Klinikskandal gedeihen konnte.

ach den bisherigen Erkenntnissen kristal-
lisiert sich für Karoline Linnert, Vorsitzende
des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses ›Klinikverbund‹ heraus, dass es
um viel mehr geht als um die mutmaßliche
kriminelle Energie eines Herrn Lindner. Be-
reits beim Einstellungsverfahren von Tissen
und Lindner hat sich niemand an die sonst
üblichen Regeln gehalten. Weder wurden
Auskünfte bei früheren Arbeitgebern einge-
holt noch polizeiliche Führungszeugnisse
angefordert. Die ehemalige Gesundheitsse-
natorin Karin Röpke und ihr Staatsrat Knigge
wollten ihre Klinik-Umbaupläne um jeden
Preis durchsetzen und haben die zahlrei-
chen Hinweise von Menschen zu den krum-
men Geschäften Lindners ignoriert. Dieser
konnte teure Gutachten ohne Gegenleistung
in Auftrag geben und Verträge mit anderen
Kliniken abschließen, an denen Bremen

noch lange zu zahlen haben wird. Nahezu sämtliche
Kontrollinstrumente der vier Bremer Kliniken haben
versagt: Das Geschäftsführerteam in Bremen-Ost hat die
eigene Geschäftsordnung nicht angewendet und war
dem Lügenbaron Lindner hilflos ausgeliefert, Aufsichts-
ratsmitglieder kannten ihre Rechte und Pflichten nicht.
Die politische Verantwortung trägt jedoch der Bremer
Senat, dessen Pflicht es ist, seine ausgelagerten Gesell-
schaften ordentlich zu führen.

All das ist bitter und weit entfernt von einer Kultur, in
der Kontrolle notwendig und er-
wünscht und die Teilung von Macht
Grundlage der Demokratie ist. In
dem, was der Untersuchungsaus-
schuss zutage fördert, liegt jedoch
zugleich auch eine Chance. Die er-
warteten Empfehlungen werden
wichtige Säulen grüner Politik beför-
dern: Transparenz, Kontrolle und
klare Verantwortlichkeiten.

N
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Bremens Rolle in Kurnaz-Affäre klären
Die Verantwortung der Bundes-
und Landesregierung für die Haft-
dauer von Murat Kurnaz war The-
ma einer Aktuellen Stunde, die
die grüne Fraktion in die Bürger-
schaft eingebracht hatte. Jahre-
lang hatten sich die Bremer Grü-
nen für die Freilassung von
Kurnaz eingesetzt. Kommentar
von Matthias Güldner, stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender: ›Es
ist ein Sakndal, dass Bundes- und
Landesregierung aktiv die Wieder-
einreise von Murat Kurnaz in

grün:  eues aus der BürgerschaftN

CDU und SPD haben kein Interes-
se daran, der Bevölkerung reinen
Wein über die Investitionssumme
bei öffentlichen Bauvorhaben
einzuschenken. Die Grünen hat-
ten bereits im Herbst 2005 in
einem Antrag gefordert, auf
Baustellenschildern Kosten, Bau-
beginn und Ende der Maßnahme
offen zu legen. Dieser Antrag
schmorte lange in der Bau-
deputation. Jetzt lehnte die Koali-
tion den Antrag endgültig ab.

Kosten darlegen

g r ü n : ktuella

Bürgersolaranlage Sonnenenergie produziert
werden soll. Neue Solaranlagen zur Wärme-
versorgung brauchen ebenfalls ihren Platz.
Auch deren Zahl ist deutlich steigerbar. Und
wer keine eigene Dachfläche hat, kann even-
tuell auf öffentliche Dächer zugreifen (Infos
dazu: www.solardachboerse-bremen.de).

Wir erwarten, dass in Zukunft potentielle
Investoren beraten, informiert und motiviert
werden, um auf öffentlichen oder auch auf
eigenen Dächern deutlich mehr Solarenergie
zu erzeugen. Der Klimawandel zeigt es über-
deutlich: Erneuerbare Energieerzeugung ist
das Gebot der Gegenwart und der Zukunft!

Joachim Linnemann von der Justus Grosse GmbH
mit Karin Krusche

Besserer Unterricht
durch Schüler-Feedback
Ein an Waldorfschulen erfolgreich praktiziertes Modell
könnte sich nach Ansicht der Grünen auch in anderen
Bremer Schulen durchsetzen: Schülerinnen und Schüler

sollen zweimal pro Jahr den Unterricht bewerten.

ur wenige Schulen machen von so genannten ›Schülersprech-
tagen‹ Gebrauch. ›Wie ihr Unterricht von den SchülerInnen einge-
schätzt wird, wollen viele Pädagogen lieber nicht wissen. Ein solches
‚Feedback’ für Lehrerinnen und Lehrer ist meines Erachtens aller-
dings sehr wichtig und positiv für alle Beteiligten. Dies sollte auch in
Bremen Schule machen‹, regt die grüne Bildungsexpertin Anja
Stahmann an.

Wie empfinde ich persönlich das Lernklima an der Schule? Was
habe ich im letzten Halbjahr dazu gelernt? Was hat mich gestört? Wo
habe ich Probleme? Regelmäßige Antworten auf diese Fragen aus der
individuellen Schülerperspektive sind im skandinavischen Ausland
längst Praxis. In Bremen wird solch ein Modell an der Waldorfschule
erfolgreich praktiziert: Eine Schule, die auf Noten verzichtet, aber
großen Wert auf aussagekräftige Beurteilungen von Lehrern und
Schülern legt.

Nach Auffassung der Grünen könnte das Schüler-Feedback für
alle Schulen von der ersten Klasse an eingeführt werden. ›Schülerin-
nen und Schüler bekommen so von Anfang an Gelegenheit, sich
offen über den Unterricht und das Lernklima zu äußern. Über diese
direkten, sehr unterschiedlichen Urteile bekommen Lehrkräfte wich-
tige Hinweise darauf, wie sie ihren Unterricht verbessern können‹,
ist sich Anja Stahmann sicher. ›Die Rückmeldungen bieten die Mög-
lichkeit für Lehrerinnen und Lehrer, sich mit den Schülerinnen und
Schülern über ihre Erwartungen an sie und den Unterricht auseinan-
derzusetzen. Die Evaluation der Lehrkräfte durch diejenigen, die
beschult werden, ist ein Baustein zur Verbesserung der Unterrichts-
qualität und des Lernklimas insgesamt.‹

N

Erfolg für Bremer
Flughafenanwohner
Lange Zeit hat es die Bremer Fluglärmkommission (FLK)
vermieden, die Änderung der Abflugroute für Flüge Rich-
tung Südosten zu beschließen. Druck aus dem

Petitionsausschuss half nach.

islang wurden die Flüge über Hemelingen geleitet. AnwohnerIn-
nen des Stadtteils hatten immer wieder darauf aufmerksam ge-
macht, dass eine Verlegung der Route über das Wesertal nahe läge,
weil dieses Gebiet weitaus dünner besiedelt ist. Ohne den Druck aus
dem Petitionsausschuss hätte die FLK die Entscheidung sicher wei-
ter auf die lange Bank geschoben. Je eine Studie der Deutschen
Flugsicherung und des Umweltsenators waren nötig, um die Kom-
mission zu überzeugen. Beide attestierten der so genannten ›Weser-
talroute‹ eine bessere Lärmsituation: Je früher die Flugzeuge nach
ihrem Start Richtung Süden abdrehen würden, desto besser, hieß es
dort einhellig. Die FLK will sich nun im Februar nochmals mit dem
Thema befassen – eine positive Entscheidung hat sie bereits ange-
kündigt.

Ab März startet der Billigflieger Ryanair am Flughafen Bremen, was
die Grünen aus wirtschaftspolitischer Sicht begrüßen. Allerdings
werden sich die Flugbewegungen um rund 25 Prozent im Jahr stei-
gern – für die AnwohnerInnen ein berechtigter Grund zur Sorge. Die
gesundheitlichen Auswirkungen von Verkehrslärm sind hinlänglich
bekannt, daher muss vor allem die Nachtflugbeschränkung am Flug-
hafen Bremen strikter eingehalten werden. Von 2005 auf 2006 sind
die Nachtflüge trotz der bestehenden Regelung um über 200 Prozent
angestiegen. Mit einer Kleinen Anfrage wollen die Grünen wissen,
warum und auf welcher Grundlage der Senator für Wirtschaft und
Häfen derart viele Nachtflüge genehmigt.

B

Im Oktober letzten Jahres haben die Grünen einen Untersuchungsausschuss durchge-

setzt, der den Tod des kleinen Kevin aus Gröpelingen schonungslos aufklären soll.

ür Klaus Möhle, grünes Mitglied im PUA
›Kindeswohl‹, steht nach bisherigen Er-
kenntnissen fest: ›Im Amt für Soziale Dien-
ste herrschen chaotische Zustände. Keine
nachvollziehbare Aktenführung, kein ver-
nünftiges Kontrollsystem, über Monate
hinweg keine Besuche vor Ort: Kevins
Schicksal offenbart das totale Versagen der
Behörde.‹ Der kleine Junge wurde am 10.
Oktober 2006 tot im Kühlschrank seines
Stiefvaters gefunden. Obwohl die Probleme
und Lebensumstände der Familie und das
Leid des kleinen Jungen den Behörden seit
langem bekannt waren, hat sich über viele
Monate hinweg niemand ein persönliches
Bild von der Situation gemacht. Klaus
Möhle: ›Bei aller persönlichen Betroffenheit
darf man die politische Verantwortung für
diesen Fall nicht aus dem Blick verlieren.
Die ist mit dem Rücktritt der damaligen
Sozialsenatorin Karin Röpke noch lange
nicht geklärt. Die Sozialarbeit in Bremen ist

F vor die Hunde gegangen, weil Sparvorgaben und Budget
mehr zählten als das Wohl der Betroffenen. Der zuständi-
ge Staatsrat Knigge hat Druck gemacht, und der wurde
dann vom Amtsleiter rücksichtslos an die MitarbeiterIn-
nen weitergegeben. Wenn man deren Aussagen hört,
fällt einem nichts mehr ein: Da ist von Drill die Rede, von
alptraumhaften Zuständen, von brutaler Sozialpolitik.‹

Die Grünen haben eine Reihe von Maßnahmen vorge-
schlagen, um Kindern und Familien in Not dauerhaft
besser zu helfen: eine Stärkung der Familienhebammen,
die Wiederbelebung der Abteilung ›Aufsuchende Fami-
lienberatung‹, die mit dem Sparpaket der großen Koaliti-
on aufgelöst worden
war. Ein regelmäßiges
Fachcontrolling soll
die Überforderung
einzelner Mitarbeiter
frühzeitig aufdecken
und für deren Unter-
stützung sorgen.

Kevin – Opfer einer
brutalen Sozialpolitik
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Aufklärung muss

erzwungen werden

Opposition sei dank

Die große Koalition kann wirklich

froh sein, dass es eine rege kleine

Opposition gibt. Die Grünen haben

den Untersuchungsausschuss

Kindeswohl beantragt – und nach

kurzem verärgerten Zögern haben

SPD wie CDU zugestimmt. Alles

andere würde ihnen heute zum

Vorwurf gemacht. Der grüne Innen-

politiker Matthias Güldner hat jetzt

Akteneinsicht bei Verfassungsschutz

und Innenbehörde in Sachen Murat

Kurnaz beantragt – SPD wie CDU

schlossen sich an.

Die Regierungsfraktionen hätten

den Schritt von sich aus nicht tun

können – das wäre quasi ein Miss-

trauensantrag gegen den Innense-

nator und seine Ressortverantwor-

tung gewesen und in einer Kultur der

parlamentarischen Gefolgschafts-

Demokratie kommt sowas nicht vor.

Den Grünen sei Dank, können

nun alle versuchen herauszubekom-

men, auf welcher Grundlage eigent-

lich damals, 2001, der in Bremen

aufgewachsene Murat Kurnaz nach

Guantanamo verschleppt wurde.

Dass die US-Dienste, denen Kurnaz

in Pakistan gegen Geld überantwor-

tet wurde, etwas über den aus Bre-

men stammenden Türken wussten,

ist unwahrscheinlich. Hat die Ent-

scheidung der US-Behörden sich

wesentlich auf die aus Bremen gelie-

ferten Informationen gestützt? Und

welche Qualität haben solche Er-

kenntnisse? Innensenator Thomas

Röwekamp hat die Position der

Bundesregierung, Kurnaz für einen

gefährlichen Burschen zu halten,

aktiv unterstützt. Auf welcher Er-

kenntnisgrundlage eigentlich?

Darüber schweigt Bremens zweiter

Bürgermeister. Aufklärung muss

erzwungen werden. Man darf ge-

spannt sein.

Klaus Wolschner

taz Nord vom 6.2.2007

(Wiederabdruck mit freundli-

cher Genehmigung des Autors.)

Gastkommentar

seine Geburtsstadt Bremen verhin-
derten. Der Senat – an erster Stelle
Innensenator Röwekamp – muss
jetzt öffentlich zu seiner Rolle in der
Affäre Stellung beziehen. Eine
Entschuldigung bei dem fast fünf
Jahre zu Unrecht Inhaftierten wäre
ein guter Anfang.‹ In der Erwartung,
endlich Licht in die Verstrickung des
Bremer Innensenators in die Affäre
bringen zu können, hat Güldner
Einsicht in alle Kurnaz betreffenden
Akten beantragt.

i Silvia Schön  3011-231i Karin Krusche  3011-253i Matthias Güldner  3011-236

Studierende, die nicht in Bremen
wohnen, sollen 500 Euro Studien-
gebühren im Semester zahlen. Pro
Bremer StudentIn und Semester will
der Senat 500 Euro aus dem Län-
derfinanzausgleich an die Hoch-
schulen geben. Die fiktiven Einnah-
men aus den Studiengebühren
werden den Hochschulen allerdings
von ihrer Grundfinanzierung abge-
zogen – ein fieser Trick, den sich
das Verwaltungsgericht hoffentlich
nicht gefallen lässt!

Faule Tricks

Eltern lotsen Eltern
Als ein ›Vorzeigeprojekt, das Schule machen

sollte‹, bezeichnet Anja Stahmann die ›Mutter-

sprachlichen Elternlotsen‹ in der Vahr. Diese

beraten russisch bzw. türkisch sprechende El-

tern, die mit dem deutschen Schulsystem wenig

vertraut sind. Zwischen Eltern und Lehrkräften

bilden die Lotsen eine wichtige Brücke.

Integrationsexperte Matthias Güldner: ›Das aus

Selbsthilfe entwickelte Projekt ist ein Selbst-

läufer. Von anderen Schulen liegen bereits An-

fragen vor. Es muss dringend ins Bremer

Integrationskonzept aufgenommen werden, um

die Fortsetzung zu gewährleisten!‹

Von links nach rechts: Schulleiterin Frau Wagner, WiN-
Koordinator Herr Stöver, die Elternlotsin Frau Uludasdemir,
Matthias Güldner, die Elternlotsin Frau Müller, Frau Bitter-

Wirtz von der Bremer AWO, Anja Stahmann und Frau Stöver
vom Projekt MUT

grün: Aktion

Wohnen in der
Überseestadt
Auf Einladung der Grünen informierten sich

Interessierte bei einer Bustour durch die Über-

seestadt über die neuesten Entwicklungen.

Begeistert zeigte sich die baupolitische Spre-

cherin Karin Krusche von dem umgebauten

Speicher I mit seinen attraktiven Büros und den

weiteren Aktivitäten am Europahafen. ›Wir be-

grüßen die Initiative des Investors und freuen

uns, dass die Aussicht auf die Verbindung von

Wohnen und Arbeiten in der Überseestadt näher

gerückt ist.‹

Karin Mathes, energiepolitische Sprecherin

Klaus Möhle

Karoline Linnert
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Misswirtschaft
im Kulturressort
Der Rechnungshof bescheinigt der Kulturverwaltung eine ›fortschreitende
Auflösung der Organisationsstrukturen‹. Fünf Kultursenatoren in sechs Jah-
ren hat die CDU an die Spitze des Ressorts gesetzt, aber auch Kultursenator

Nr. 6, Jörg Kastendiek, verwaltet die Kultur ohne Herzblut.

instellungsstopps, Haushaltsnotlage,
schmerzhafte Sparbeschlüsse auf allen
Ebenen – von einer transparenten und struk-
turierten Organisation ist das Kulturressort
weit entfernt. Bei Personaleinstellungen wird
der Personalrat übergangen, korrekte Ein-
stellungsverfahren müssen vor Gericht er-
stritten werden. Politische Führung scheint
im Kulturressort ein Fremdwort zu sein. Karin
Krusche, kulturpolitische Sprecherin: ›Der
Umstrukturierungsprozess im Kulturressort
ist eine never ending story. Bis heute gibt es
keine neue Abteilungsleitung, die Zuständig-
keiten und die Verteilung der Verantwortlich-
keiten sind unklar, und das alles wird auf
dem Rücken der Kulturschaffenden dieser
Stadt ausgetragen. Gerade in Zeiten knapper
Mittel müssen die Einrichtungen und Initiati-

ven feste AnsprechpartnerInnen haben,
damit sie vernünftig rechnen und planen
können.‹ Zum Vorschlag des Rechnungs-
hofs, die Kulturverwaltung in ein größeres
Ressort zu integrieren, meint Karin Krusche:
›Das lehne ich ab. Es ist eine politische Fra-
ge, welche Bedeutung die Kultur für eine
Stadt wie Bremen haben soll. Danach richten
sich auch die Ressortzuschnitte. Kultur ist
kein überflüssiger Luxus, sondern ein we-
sentlicher Bestandteil einer lebendigen
Stadt. Deshalb muss es auch weiterhin ein
eigenständiges Kulturressort geben: mit
klarem Aufgabenzuschnitt und einem Sena-
tor oder einer Senatorin, der oder die mit
Leidenschaft nach innen wie nach außen die
Belange der Kulturschaffenden in Bremen
vertritt und das Ressort im Griff hat.‹

E

Solaranlagen in
Bremen ausbauen
Wer weiß spontan, wo in Bremen eine Photovoltaik-

anlage zu sehen ist? Obwohl das Umweltressort in
seinem neuen Energiebericht stolze 360 Photovol-
taikanlagen für das Jahr 2005 melden kann, sind

Bremens Potentiale in keiner Weise ausgeschöpft.

om ›Solarstreit‹ im Herbst 2006 bekam
kaum jemand etwas mit: Hinter verschlosse-
nen Türen hatte die Gesellschaft Bremer
Immobilien (GBI) den Nutzungsvertrag für
Solaranlagen auf öffentlichen Dächern derart
verschlechtert, dass neue Anlagen nicht
mehr realisiert worden wären. Im letzten
Moment korrigierte die GBI auf Druck der
grünen Bürgerschaftsfraktion, von Umwelt-
verbänden, Schulen und potentiellen Inves-
toren ihren Vertrag. Offenbar weiß der Senat
nicht, was die GBI treibt – um so wichtiger
ist es, dass unabhängige Institutionen und
wir Grünen ständig wachsam sind. Glückli-
cherweise ist es gelungen, dass jetzt der
Weg frei ist für neue Anlagen auf öffentli-
chen Gebäuden, zum Beispiel auf dem Fi-
nanzamt in Bremerhaven, auf dem mit einer

V

Bremer Klinikskandal:
Fass ohne Boden
Autoritärer Führungsstil, Selbstüberschätzung der Akteure, naive Wirtschaftsgläu-
bigkeit und eine Missachtung demokratischer Spielregeln – das sind Bestandteile,
die den Nährboden bilden, auf dem der Bremer Klinikskandal gedeihen konnte.

ach den bisherigen Erkenntnissen kristal-
lisiert sich für Karoline Linnert, Vorsitzende
des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses ›Klinikverbund‹ heraus, dass es
um viel mehr geht als um die mutmaßliche
kriminelle Energie eines Herrn Lindner. Be-
reits beim Einstellungsverfahren von Tissen
und Lindner hat sich niemand an die sonst
üblichen Regeln gehalten. Weder wurden
Auskünfte bei früheren Arbeitgebern einge-
holt noch polizeiliche Führungszeugnisse
angefordert. Die ehemalige Gesundheitsse-
natorin Karin Röpke und ihr Staatsrat Knigge
wollten ihre Klinik-Umbaupläne um jeden
Preis durchsetzen und haben die zahlrei-
chen Hinweise von Menschen zu den krum-
men Geschäften Lindners ignoriert. Dieser
konnte teure Gutachten ohne Gegenleistung
in Auftrag geben und Verträge mit anderen
Kliniken abschließen, an denen Bremen

noch lange zu zahlen haben wird. Nahezu sämtliche
Kontrollinstrumente der vier Bremer Kliniken haben
versagt: Das Geschäftsführerteam in Bremen-Ost hat die
eigene Geschäftsordnung nicht angewendet und war
dem Lügenbaron Lindner hilflos ausgeliefert, Aufsichts-
ratsmitglieder kannten ihre Rechte und Pflichten nicht.
Die politische Verantwortung trägt jedoch der Bremer
Senat, dessen Pflicht es ist, seine ausgelagerten Gesell-
schaften ordentlich zu führen.

All das ist bitter und weit entfernt von einer Kultur, in
der Kontrolle notwendig und er-
wünscht und die Teilung von Macht
Grundlage der Demokratie ist. In
dem, was der Untersuchungsaus-
schuss zutage fördert, liegt jedoch
zugleich auch eine Chance. Die er-
warteten Empfehlungen werden
wichtige Säulen grüner Politik beför-
dern: Transparenz, Kontrolle und
klare Verantwortlichkeiten.

N
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Bremens Rolle in Kurnaz-Affäre klären
Die Verantwortung der Bundes-
und Landesregierung für die Haft-
dauer von Murat Kurnaz war The-
ma einer Aktuellen Stunde, die
die grüne Fraktion in die Bürger-
schaft eingebracht hatte. Jahre-
lang hatten sich die Bremer Grü-
nen für die Freilassung von
Kurnaz eingesetzt. Kommentar
von Matthias Güldner, stellvertre-
tender Fraktionsvorsitzender: ›Es
ist ein Sakndal, dass Bundes- und
Landesregierung aktiv die Wieder-
einreise von Murat Kurnaz in

grün:  eues aus der BürgerschaftN

CDU und SPD haben kein Interes-
se daran, der Bevölkerung reinen
Wein über die Investitionssumme
bei öffentlichen Bauvorhaben
einzuschenken. Die Grünen hat-
ten bereits im Herbst 2005 in
einem Antrag gefordert, auf
Baustellenschildern Kosten, Bau-
beginn und Ende der Maßnahme
offen zu legen. Dieser Antrag
schmorte lange in der Bau-
deputation. Jetzt lehnte die Koali-
tion den Antrag endgültig ab.

Kosten darlegen

g r ü n : ktuella

Bürgersolaranlage Sonnenenergie produziert
werden soll. Neue Solaranlagen zur Wärme-
versorgung brauchen ebenfalls ihren Platz.
Auch deren Zahl ist deutlich steigerbar. Und
wer keine eigene Dachfläche hat, kann even-
tuell auf öffentliche Dächer zugreifen (Infos
dazu: www.solardachboerse-bremen.de).

Wir erwarten, dass in Zukunft potentielle
Investoren beraten, informiert und motiviert
werden, um auf öffentlichen oder auch auf
eigenen Dächern deutlich mehr Solarenergie
zu erzeugen. Der Klimawandel zeigt es über-
deutlich: Erneuerbare Energieerzeugung ist
das Gebot der Gegenwart und der Zukunft!

Joachim Linnemann von der Justus Grosse GmbH
mit Karin Krusche

Besserer Unterricht
durch Schüler-Feedback
Ein an Waldorfschulen erfolgreich praktiziertes Modell
könnte sich nach Ansicht der Grünen auch in anderen
Bremer Schulen durchsetzen: Schülerinnen und Schüler

sollen zweimal pro Jahr den Unterricht bewerten.

ur wenige Schulen machen von so genannten ›Schülersprech-
tagen‹ Gebrauch. ›Wie ihr Unterricht von den SchülerInnen einge-
schätzt wird, wollen viele Pädagogen lieber nicht wissen. Ein solches
‚Feedback’ für Lehrerinnen und Lehrer ist meines Erachtens aller-
dings sehr wichtig und positiv für alle Beteiligten. Dies sollte auch in
Bremen Schule machen‹, regt die grüne Bildungsexpertin Anja
Stahmann an.

Wie empfinde ich persönlich das Lernklima an der Schule? Was
habe ich im letzten Halbjahr dazu gelernt? Was hat mich gestört? Wo
habe ich Probleme? Regelmäßige Antworten auf diese Fragen aus der
individuellen Schülerperspektive sind im skandinavischen Ausland
längst Praxis. In Bremen wird solch ein Modell an der Waldorfschule
erfolgreich praktiziert: Eine Schule, die auf Noten verzichtet, aber
großen Wert auf aussagekräftige Beurteilungen von Lehrern und
Schülern legt.

Nach Auffassung der Grünen könnte das Schüler-Feedback für
alle Schulen von der ersten Klasse an eingeführt werden. ›Schülerin-
nen und Schüler bekommen so von Anfang an Gelegenheit, sich
offen über den Unterricht und das Lernklima zu äußern. Über diese
direkten, sehr unterschiedlichen Urteile bekommen Lehrkräfte wich-
tige Hinweise darauf, wie sie ihren Unterricht verbessern können‹,
ist sich Anja Stahmann sicher. ›Die Rückmeldungen bieten die Mög-
lichkeit für Lehrerinnen und Lehrer, sich mit den Schülerinnen und
Schülern über ihre Erwartungen an sie und den Unterricht auseinan-
derzusetzen. Die Evaluation der Lehrkräfte durch diejenigen, die
beschult werden, ist ein Baustein zur Verbesserung der Unterrichts-
qualität und des Lernklimas insgesamt.‹

N

Erfolg für Bremer
Flughafenanwohner
Lange Zeit hat es die Bremer Fluglärmkommission (FLK)
vermieden, die Änderung der Abflugroute für Flüge Rich-
tung Südosten zu beschließen. Druck aus dem

Petitionsausschuss half nach.

islang wurden die Flüge über Hemelingen geleitet. AnwohnerIn-
nen des Stadtteils hatten immer wieder darauf aufmerksam ge-
macht, dass eine Verlegung der Route über das Wesertal nahe läge,
weil dieses Gebiet weitaus dünner besiedelt ist. Ohne den Druck aus
dem Petitionsausschuss hätte die FLK die Entscheidung sicher wei-
ter auf die lange Bank geschoben. Je eine Studie der Deutschen
Flugsicherung und des Umweltsenators waren nötig, um die Kom-
mission zu überzeugen. Beide attestierten der so genannten ›Weser-
talroute‹ eine bessere Lärmsituation: Je früher die Flugzeuge nach
ihrem Start Richtung Süden abdrehen würden, desto besser, hieß es
dort einhellig. Die FLK will sich nun im Februar nochmals mit dem
Thema befassen – eine positive Entscheidung hat sie bereits ange-
kündigt.

Ab März startet der Billigflieger Ryanair am Flughafen Bremen, was
die Grünen aus wirtschaftspolitischer Sicht begrüßen. Allerdings
werden sich die Flugbewegungen um rund 25 Prozent im Jahr stei-
gern – für die AnwohnerInnen ein berechtigter Grund zur Sorge. Die
gesundheitlichen Auswirkungen von Verkehrslärm sind hinlänglich
bekannt, daher muss vor allem die Nachtflugbeschränkung am Flug-
hafen Bremen strikter eingehalten werden. Von 2005 auf 2006 sind
die Nachtflüge trotz der bestehenden Regelung um über 200 Prozent
angestiegen. Mit einer Kleinen Anfrage wollen die Grünen wissen,
warum und auf welcher Grundlage der Senator für Wirtschaft und
Häfen derart viele Nachtflüge genehmigt.

B

Im Oktober letzten Jahres haben die Grünen einen Untersuchungsausschuss durchge-

setzt, der den Tod des kleinen Kevin aus Gröpelingen schonungslos aufklären soll.

ür Klaus Möhle, grünes Mitglied im PUA
›Kindeswohl‹, steht nach bisherigen Er-
kenntnissen fest: ›Im Amt für Soziale Dien-
ste herrschen chaotische Zustände. Keine
nachvollziehbare Aktenführung, kein ver-
nünftiges Kontrollsystem, über Monate
hinweg keine Besuche vor Ort: Kevins
Schicksal offenbart das totale Versagen der
Behörde.‹ Der kleine Junge wurde am 10.
Oktober 2006 tot im Kühlschrank seines
Stiefvaters gefunden. Obwohl die Probleme
und Lebensumstände der Familie und das
Leid des kleinen Jungen den Behörden seit
langem bekannt waren, hat sich über viele
Monate hinweg niemand ein persönliches
Bild von der Situation gemacht. Klaus
Möhle: ›Bei aller persönlichen Betroffenheit
darf man die politische Verantwortung für
diesen Fall nicht aus dem Blick verlieren.
Die ist mit dem Rücktritt der damaligen
Sozialsenatorin Karin Röpke noch lange
nicht geklärt. Die Sozialarbeit in Bremen ist

F vor die Hunde gegangen, weil Sparvorgaben und Budget
mehr zählten als das Wohl der Betroffenen. Der zuständi-
ge Staatsrat Knigge hat Druck gemacht, und der wurde
dann vom Amtsleiter rücksichtslos an die MitarbeiterIn-
nen weitergegeben. Wenn man deren Aussagen hört,
fällt einem nichts mehr ein: Da ist von Drill die Rede, von
alptraumhaften Zuständen, von brutaler Sozialpolitik.‹

Die Grünen haben eine Reihe von Maßnahmen vorge-
schlagen, um Kindern und Familien in Not dauerhaft
besser zu helfen: eine Stärkung der Familienhebammen,
die Wiederbelebung der Abteilung ›Aufsuchende Fami-
lienberatung‹, die mit dem Sparpaket der großen Koaliti-
on aufgelöst worden
war. Ein regelmäßiges
Fachcontrolling soll
die Überforderung
einzelner Mitarbeiter
frühzeitig aufdecken
und für deren Unter-
stützung sorgen.

Kevin – Opfer einer
brutalen Sozialpolitik

g r ü n : ktuella
Aufklärung muss

erzwungen werden

Opposition sei dank

Die große Koalition kann wirklich

froh sein, dass es eine rege kleine

Opposition gibt. Die Grünen haben

den Untersuchungsausschuss

Kindeswohl beantragt – und nach

kurzem verärgerten Zögern haben

SPD wie CDU zugestimmt. Alles

andere würde ihnen heute zum

Vorwurf gemacht. Der grüne Innen-

politiker Matthias Güldner hat jetzt

Akteneinsicht bei Verfassungsschutz

und Innenbehörde in Sachen Murat

Kurnaz beantragt – SPD wie CDU

schlossen sich an.

Die Regierungsfraktionen hätten

den Schritt von sich aus nicht tun

können – das wäre quasi ein Miss-

trauensantrag gegen den Innense-

nator und seine Ressortverantwor-

tung gewesen und in einer Kultur der

parlamentarischen Gefolgschafts-

Demokratie kommt sowas nicht vor.

Den Grünen sei Dank, können

nun alle versuchen herauszubekom-

men, auf welcher Grundlage eigent-

lich damals, 2001, der in Bremen

aufgewachsene Murat Kurnaz nach

Guantanamo verschleppt wurde.

Dass die US-Dienste, denen Kurnaz

in Pakistan gegen Geld überantwor-

tet wurde, etwas über den aus Bre-

men stammenden Türken wussten,

ist unwahrscheinlich. Hat die Ent-

scheidung der US-Behörden sich

wesentlich auf die aus Bremen gelie-

ferten Informationen gestützt? Und

welche Qualität haben solche Er-

kenntnisse? Innensenator Thomas

Röwekamp hat die Position der

Bundesregierung, Kurnaz für einen

gefährlichen Burschen zu halten,

aktiv unterstützt. Auf welcher Er-

kenntnisgrundlage eigentlich?

Darüber schweigt Bremens zweiter

Bürgermeister. Aufklärung muss

erzwungen werden. Man darf ge-

spannt sein.

Klaus Wolschner

taz Nord vom 6.2.2007

(Wiederabdruck mit freundli-

cher Genehmigung des Autors.)

Gastkommentar

seine Geburtsstadt Bremen verhin-
derten. Der Senat – an erster Stelle
Innensenator Röwekamp – muss
jetzt öffentlich zu seiner Rolle in der
Affäre Stellung beziehen. Eine
Entschuldigung bei dem fast fünf
Jahre zu Unrecht Inhaftierten wäre
ein guter Anfang.‹ In der Erwartung,
endlich Licht in die Verstrickung des
Bremer Innensenators in die Affäre
bringen zu können, hat Güldner
Einsicht in alle Kurnaz betreffenden
Akten beantragt.

i Silvia Schön  3011-231i Karin Krusche  3011-253i Matthias Güldner  3011-236

Studierende, die nicht in Bremen
wohnen, sollen 500 Euro Studien-
gebühren im Semester zahlen. Pro
Bremer StudentIn und Semester will
der Senat 500 Euro aus dem Län-
derfinanzausgleich an die Hoch-
schulen geben. Die fiktiven Einnah-
men aus den Studiengebühren
werden den Hochschulen allerdings
von ihrer Grundfinanzierung abge-
zogen – ein fieser Trick, den sich
das Verwaltungsgericht hoffentlich
nicht gefallen lässt!

Faule Tricks

Eltern lotsen Eltern
Als ein ›Vorzeigeprojekt, das Schule machen

sollte‹, bezeichnet Anja Stahmann die ›Mutter-

sprachlichen Elternlotsen‹ in der Vahr. Diese

beraten russisch bzw. türkisch sprechende El-

tern, die mit dem deutschen Schulsystem wenig

vertraut sind. Zwischen Eltern und Lehrkräften

bilden die Lotsen eine wichtige Brücke.

Integrationsexperte Matthias Güldner: ›Das aus

Selbsthilfe entwickelte Projekt ist ein Selbst-

läufer. Von anderen Schulen liegen bereits An-

fragen vor. Es muss dringend ins Bremer

Integrationskonzept aufgenommen werden, um

die Fortsetzung zu gewährleisten!‹

Von links nach rechts: Schulleiterin Frau Wagner, WiN-
Koordinator Herr Stöver, die Elternlotsin Frau Uludasdemir,
Matthias Güldner, die Elternlotsin Frau Müller, Frau Bitter-

Wirtz von der Bremer AWO, Anja Stahmann und Frau Stöver
vom Projekt MUT

grün: Aktion

Wohnen in der
Überseestadt
Auf Einladung der Grünen informierten sich

Interessierte bei einer Bustour durch die Über-

seestadt über die neuesten Entwicklungen.

Begeistert zeigte sich die baupolitische Spre-

cherin Karin Krusche von dem umgebauten

Speicher I mit seinen attraktiven Büros und den

weiteren Aktivitäten am Europahafen. ›Wir be-

grüßen die Initiative des Investors und freuen

uns, dass die Aussicht auf die Verbindung von

Wohnen und Arbeiten in der Überseestadt näher

gerückt ist.‹

Karin Mathes, energiepolitische Sprecherin

Klaus Möhle

Karoline Linnert
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Bremen ist kinderfreundlich – zumindest auf dem Papier. Auf konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der

Situation von Kindern und Jugendlichen will sich die große Koalition lieber nicht festlegen.
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ie Verschuldung der Stadt Bremerhaven wird ver-
mutlich in diesem Jahr die Milliarden-Schwelle über-
schreiten. Nichtsdestotrotz hat der Bremerhavener
Oberbürgermeister Jörg Schulz große Pläne. Ein neu-
es Rathaus soll am Theodor-Heuss-Platz gebaut
werden, dort, wo das stark sanierungsbedürftige
ehemalige Nordsee-Hotel Naber steht. Mindestens
10 Millionen Euro soll der Umbau kosten, eine Sum-
me, die angesichts der wirtschaftlichen Lage der
Stadt nicht nur die Grünen auf die Palme bringt.

Doris Hoch, für die Grünen im Landtag zuständig
für Bremerhaven: ›Für die angeblich so hohe Symbol-
kraft eines Rathauses in der Stadtmitte kann sich in
Bremerhaven niemand etwas kaufen. Investitionen
in öffentliche Gebäude bringen keinen einzigen Ar-
beitsplatz und auch keine Steuern. Stattdessen wür-
den weitere Schulden angehäuft.‹

Doris Hoch erinnert daran, dass die ehemaligen
Kasernen im Stadtteil Lehe mit erheblichem Aufwand
in die so genannten ›Stadthäuser‹ umfunktioniert
wurden, um den Anforderungen einer Stadtverwal-
tung gerecht zu werden. Die aufwändige Renovierung
des Bürgermeisterbüros im Jahr 2000 (Kosten:
360.000 DM) ist auch noch vielen BürgerInnen im

D
grüne

ie Offenheit und Transparenz, die politischer
Streit, gerade auch zwischen den großen Volks-
parteien, bringt, wich dem Dreisprung aus
Totschweigen, Vertuschen, Schönreden. Son-
nenkönig Henning I. war in der Lage, ohne
nennenswerten Widerspruch öffentlich von
acht Milliarden Schulden zu reden, als wir
schon bei 13 waren. Scheinprivatisierte Gesell-
schaften bei Krankenhäusern, Wirtschaftsför-
derung, Immobilien, Häfen etc.: ohne Kontrolle
durch die Verwaltung. Eine Verwaltung, zum
Beispiel Jugendamt, Ausländerbehörde, Verfas-
sungsschutz: ohne Kontrolle durch das Parla-
ment. Restdemokratie in großkoalitionären
Vorbesprechungen von Deputationen als Regie-
rungsform jenseits der parlamentarischen
Demokratie.

Was werden wir Grünen für Mehr Demokra-
tie tun, außer eine der großen Volksparteien in
die Opposition zu schicken?
• Das Parlament, die Bremische Bürgerschaft,

wieder in den Mittelpunkt der Verfassung
rücken.

• Deputationen abschaffen zugunsten von
Parlamentsausschüssen.

• Haushaltsklarheit und -wahrheit wieder
herstellen.

• Durch direkte Demokratie den Bürgerinnen

und Bürgern ein machtvolles Gegengewicht
zurückgeben mittels Senkung der Hürden
für Volksbegehren und Volksentscheide und
durch Finanzreferenden bei größeren Inves-
titionen.

• Die von den Bürgerinnen und Bürgern
durchgesetzte Wahlrechtsreform auch tat-
sächlich anwenden.

• Die lokale Demokratie stärken durch wirksa-
mere Beiräterechte und demokratisch ge-
wählte Ortsamtsleiter.

• Wahlrecht für alle, auch Nicht-EU-Bürger
und -Bürgerinnen, wenn sie mindestens
acht Jahre in Bremen und Bremerhaven
gelebt haben, um die Macht mit allen
BremerInnen zu teilen und nicht nur mit
denen, die einen deutschen Pass besitzen.

• Verantwortung der gewählten Politik und
der von ihr beauftragten Verwaltung wieder
herstellen durch Zuhören statt Wegbeißen,
wenn sich besorgte Bürger melden, um auf
Missstände aufmerksam zu machen.

Große Koalitionen dagegen machen taub und
stumm. Kennt jemand jemanden, der sich eine
Verbesserung des deutschen Fußballs verspre-
chen würde durch die Fusion von Werder Bre-
men und Bayern München?

Eben.

Mehr Demokratie tut
Bremen gut
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›Besseres als den Tod ...

Lange ist es her, das Motto von Willy Brandt: ›Mehr Demokratie wagen!‹ Aber
nie war es so wertvoll wie nach zwölf Jahren großer Koalition in Bremen.

... findest du überall‹, hatten sich die Stadt-

musikanten gedacht und waren nach Bremen

gezogen. ›Die sind doch nie in Bremen ange-

kommen!‹, dachten sich wohl ein paar  Vanda-

len und machten in der Neujahrsnacht der

LeseLust-Skulptur der grünen Fraktion den

Garaus. Sie bleibt spurlos verschwunden.

Bremen kinderfreundlich machen

Umziehen bis der Rechnungshof kommt
Bei der Antwort des Senats auf die Große Anfrage der Grünen zum Thema ›Umzüge von Landesbehörden und
Gesellschaften‹ hat man nicht den Eindruck, dass es sich bei Bremen um ein Haushaltsnotlageland handelt. Gilt
Sparsamkeit nur für die Bürgerinnen und Bürger?

as bremische Umzugskarussell wurde in der Amts-
zeit der großen Koalition in immer schnellere Drehbe-
wegungen versetzt. Objekte im Gesamtwert von 14
Millionen Euro wurden geräumt und verkauft, aber
gleichzeitig hat der Senat durch die Umzüge 17 Millio-
nen Euro Umzugskosten verursacht. Unterm Strich hat
Bremen mit den angeblichen Synergieeffekten noch
nicht einmal die Möbelpacker bezahlt, geschweige
denn langfristige Kosteneinsparungen erzielt.

Das zeigen einige Einzelbeispiele:
• Der Umzug des Hafenressorts aus Bremen nach

Bremerhaven und wieder zurück hat insgesamt
466.000 Euro gekostet. Ein Umzug, der sich als
eine völlig unsinnige Verschwendung von Steuer-
mitteln herausgestellt hat.

• In der Stresemannstraße wurde nun das Stadtamt
mit all seinen Unterabteilungen zusammengefasst,
auch das sollte angeblich Kosten sparen. Man hat
allerdings vergessen, dass für die alten Räumlich-
keiten in der Funkschneise ein Mietvertrag bis 2011

E in abstraktes Papier ist der ›Aktionsplan kinder-
freundliches Bremen‹, wenn man ihn nicht mit Leben
füllt. Bereits im März 2005 hatte die grüne Fraktion die
Umsetzung in Bremen gefordert und einen Antrag in
die Bürgerschaft eingebracht, der in die Sozial-
deputation überwiesen wurde. Stellungnahmen der
Senatoren wurden angefordert, die heute noch nicht
vorliegen würden, hätten die Grünen nicht im Februar
2006 wieder nachgehakt, diesmal mit einer Großen
Anfrage. Wieder verging viel Zeit, und erst nach insge-
samt 20 Monaten wurde der fertige Bericht in der Bür-
gerschaft beraten. Während SPD und CDU den Aktions-
plan weiterhin abstrakt behandeln und keinen Bedarf
sehen, konkrete Aufgaben oder Ziele zu formulieren,
haben die Grünen eine Reihe von Vorschlägen: Die
Innenstadt muss kinderfreundlicher werden! Ein Spiel-
haus, in dem Kinder sinnvoll ihre Zeit verbringen kön-
nen, während die Eltern einkaufen, wäre ein erster
sinnvoller Schritt. Bremen muss mehr Spielräume für
Kinder schaffen; Stadtteile wie das Viertel oder
Findorff, die zugeparkt sind mit Autos, bieten Kindern
wenig Möglichkeiten, gefahrlos zu spielen. Außerdem
müssen Kinder und Jugendliche viel stärker an wichti-

gen Entscheidungen, die sie betreffen, beteiligt werden! Sie sollen mitgestalten
können, wenn es zum Beispiel um Jugendeinrichtungen oder Projekte für Kinder
und Jugendliche im Stadtteil geht. Vorstellbar wäre auch ein Topf mit den Global-
mitteln für Jugendprojekte, um die sich Jugendliche bewerben können – Huchting
geht da mit gutem Beispiel voran.

6 Kultursenatoren in 6 Jahren =

fortschreitende Auflösung

Mehr Solaranlagen auf

Bremens Dächer

in der Bremischen Bürgerschaft
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D besteht. Hier werden jedes Jahr
noch einmal über 500.000 Euro für
ein leer stehendes Gebäude vergeu-
det.

• Beim Umzug des Bau- und Sozial-
ressorts in das Siemens-Hochhaus
wurde eine Mietsteigerung von
390.000 Euro im Jahr fällig.
Dazu kommen Umzugskosten von
1,7 Millionen Euro. Der Rechnungs-
hof beziffert die Kosten und Folgeko-
sten des An- und Verkaufs des Sie-
mens-Hochhauses und der folgen-
den Behördenumzüge mit insge-
samt 20 Millionen Euro.

• Die Bremer Investitionsgesellschaft
(BIG) beansprucht nach ihrem Um-
zug in das edle Kontorhaus am
Markt 40 Prozent mehr Fläche und
zahlt eine 4 Prozent teurere Miete.

M ä r z

Frauen
12.

Frauen in der Bürgerschaft

Rundgang und Gespräch mit

Christine Holzner-Rabe (Kultur-

wissenschaftlerin)

Karin Mathes (stellvertr. Bürger-

schaftspräsidentin)

Karoline Linnert (grüne Fraktions-

vorsitzende)

18.00 Uhr, Raum III

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

Um Anmeldung wird gebeten unter

0421/3011-0.

SchülerInnen beurteilen ihren

Unterricht

Flughafen: Beschränkungen der

Nachtflüge einhalten

Seite 3

Untersuchungsausschuss

›Klinikverbund‹

Untersuchungsausschuss

›Kindeswohl‹

Seite 4

Aktionsplan kinderfreundliches

Bremen

Umzüge von Behörden sind

keine Sparmaßnahmen

Seite 5

Seite 6
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grün:   i n der Mache

Überflüssig wie ein Kropf
Bremerhavens Oberbürgermeister Jörg Schulz (SPD) träumt von einem neuen Amtssitz

in der Stadtmitte. Dass die Stadt Bremerhaven bis über beide Ohren in den Miesen ist,
scheint ihn dabei nicht zu kümmern.

D

n Bremen ist ein Viertel aller Kinder und Jugendli-
chen von Armut betroffen. Es beschneidet ihren Blick
auf die Welt, birgt das Risiko übermäßigen Medien-
konsums und vor allem nimmt es Selbstbewusstsein
und Neugierde. Der Sozialhilfe-Regelsatz für ein Kind
bis 14 Jahre beträgt 207 Euro im Monat – davon kön-
nen Eltern weder die Kosten für ein Schulmittages-

Armut grenzt aus!
I

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .in der Bremischen Bürgerschaft

Gedächtnis. ›Wichtiger als die Errichtung von Status-
symbolen ist eine bürgernahe und vor allem transpa-
rente Politik in Bremerhaven‹, stellt Doris Hoch fest.
›So lange sich der Oberbürgermeister weigert, die
Gehälter offen zu legen, die er an seine Geschäfts-
führer zahlt, und weiterhin Geld für teure Projekte
verschwendet, ist es unmöglich, den Menschen zu
vermitteln, dass sie den Gürtel enger schnallen sol-
len.‹

sen in einer Ganztagsschule bezahlen noch das not-
wendige Lernmaterial anschaffen. Die Teilnahme an
Schulausflügen, die Inanspruchnahme von Musikun-
terricht oder der Sportverein, all das fällt für Kinder
und Jugendliche aus erwerbslosen Familien häufig
flach. In einem Bürgerschaftsantrag fordern die Grü-
nen den Senat auf, sich auf Bundesebene für eine
Erhöhung der Regelleistungen der Sozialhilfe und im
Arbeitslosengeld II einzusetzen. Diese müssen so
festgelegt werden, dass die Grundsicherung ein men-
schenwürdiges Leben ermöglicht. Als Sofortmaßnah-
men wollen die Grünen, dass Lernmittel sowie die
Teilnahme an Musik- und Sportangeboten für
SchülerInnen künftig als Sachleistung zur Verfügung
gestellt werden. Die Kostenbeteiligung für Mittages-
sen in Schulen und Kindergärten soll erhöht und
auch eintägige Schulausflüge sollen gefördert wer-
den.

Bremen liegt mit seiner besonders hohen Anzahl
von Langzeitarbeitslosen im Bundesdurchschnitt
weit vorn. Gerade deshalb sollte sich der Stadtstaat
verpflichtet fühlen, eine Vorreiterrolle zu spielen und
der Ausgrenzung der betroffenen Familien vehement
entgegentreten.

Bremerhavens OB will ein

neues Rathaus haben

Regelsätze in ALG II und

Sozialhilfe anheben

M ä r z

Bildung
9.

Achtung: Talentschmiede!
Wie Kindergärten und Schulen sich

neu erfinden

Grüner Bildungsfachtag mit

Vorträgen von

Prof. Dr. Wolfgang Tietze (Freie

Universität Berlin)

Prof. Dr. Mats Ekholm (OECD-

Experte, Universität Karlstad,

Schweden)

Begrüßung und Einführung:

Anja Stahmann (bildungspolitische

Sprecherin der grünen Fraktion)

9.30-ca. 18.30 Uhr, Festsaal

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

Karoline Linnert bei der Akteneinsicht

Teurer ›Spaß‹ mit ungesundem Klima:
das Siemenshochhaus Der grüne Sozialpolitiker Dirk Schmidtmann

Ein Traum von einem Rathaus für den Seestadt-Schulzen!



Bremen ist kinderfreundlich – zumindest auf dem Papier. Auf konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der

Situation von Kindern und Jugendlichen will sich die große Koalition lieber nicht festlegen.
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ie Verschuldung der Stadt Bremerhaven wird ver-
mutlich in diesem Jahr die Milliarden-Schwelle über-
schreiten. Nichtsdestotrotz hat der Bremerhavener
Oberbürgermeister Jörg Schulz große Pläne. Ein neu-
es Rathaus soll am Theodor-Heuss-Platz gebaut
werden, dort, wo das stark sanierungsbedürftige
ehemalige Nordsee-Hotel Naber steht. Mindestens
10 Millionen Euro soll der Umbau kosten, eine Sum-
me, die angesichts der wirtschaftlichen Lage der
Stadt nicht nur die Grünen auf die Palme bringt.

Doris Hoch, für die Grünen im Landtag zuständig
für Bremerhaven: ›Für die angeblich so hohe Symbol-
kraft eines Rathauses in der Stadtmitte kann sich in
Bremerhaven niemand etwas kaufen. Investitionen
in öffentliche Gebäude bringen keinen einzigen Ar-
beitsplatz und auch keine Steuern. Stattdessen wür-
den weitere Schulden angehäuft.‹

Doris Hoch erinnert daran, dass die ehemaligen
Kasernen im Stadtteil Lehe mit erheblichem Aufwand
in die so genannten ›Stadthäuser‹ umfunktioniert
wurden, um den Anforderungen einer Stadtverwal-
tung gerecht zu werden. Die aufwändige Renovierung
des Bürgermeisterbüros im Jahr 2000 (Kosten:
360.000 DM) ist auch noch vielen BürgerInnen im

D
grüne

ie Offenheit und Transparenz, die politischer
Streit, gerade auch zwischen den großen Volks-
parteien, bringt, wich dem Dreisprung aus
Totschweigen, Vertuschen, Schönreden. Son-
nenkönig Henning I. war in der Lage, ohne
nennenswerten Widerspruch öffentlich von
acht Milliarden Schulden zu reden, als wir
schon bei 13 waren. Scheinprivatisierte Gesell-
schaften bei Krankenhäusern, Wirtschaftsför-
derung, Immobilien, Häfen etc.: ohne Kontrolle
durch die Verwaltung. Eine Verwaltung, zum
Beispiel Jugendamt, Ausländerbehörde, Verfas-
sungsschutz: ohne Kontrolle durch das Parla-
ment. Restdemokratie in großkoalitionären
Vorbesprechungen von Deputationen als Regie-
rungsform jenseits der parlamentarischen
Demokratie.

Was werden wir Grünen für Mehr Demokra-
tie tun, außer eine der großen Volksparteien in
die Opposition zu schicken?
• Das Parlament, die Bremische Bürgerschaft,

wieder in den Mittelpunkt der Verfassung
rücken.

• Deputationen abschaffen zugunsten von
Parlamentsausschüssen.

• Haushaltsklarheit und -wahrheit wieder
herstellen.

• Durch direkte Demokratie den Bürgerinnen

und Bürgern ein machtvolles Gegengewicht
zurückgeben mittels Senkung der Hürden
für Volksbegehren und Volksentscheide und
durch Finanzreferenden bei größeren Inves-
titionen.

• Die von den Bürgerinnen und Bürgern
durchgesetzte Wahlrechtsreform auch tat-
sächlich anwenden.

• Die lokale Demokratie stärken durch wirksa-
mere Beiräterechte und demokratisch ge-
wählte Ortsamtsleiter.

• Wahlrecht für alle, auch Nicht-EU-Bürger
und -Bürgerinnen, wenn sie mindestens
acht Jahre in Bremen und Bremerhaven
gelebt haben, um die Macht mit allen
BremerInnen zu teilen und nicht nur mit
denen, die einen deutschen Pass besitzen.

• Verantwortung der gewählten Politik und
der von ihr beauftragten Verwaltung wieder
herstellen durch Zuhören statt Wegbeißen,
wenn sich besorgte Bürger melden, um auf
Missstände aufmerksam zu machen.

Große Koalitionen dagegen machen taub und
stumm. Kennt jemand jemanden, der sich eine
Verbesserung des deutschen Fußballs verspre-
chen würde durch die Fusion von Werder Bre-
men und Bayern München?

Eben.

Mehr Demokratie tut
Bremen gut
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›Besseres als den Tod ...

Lange ist es her, das Motto von Willy Brandt: ›Mehr Demokratie wagen!‹ Aber
nie war es so wertvoll wie nach zwölf Jahren großer Koalition in Bremen.

... findest du überall‹, hatten sich die Stadt-

musikanten gedacht und waren nach Bremen

gezogen. ›Die sind doch nie in Bremen ange-

kommen!‹, dachten sich wohl ein paar  Vanda-

len und machten in der Neujahrsnacht der

LeseLust-Skulptur der grünen Fraktion den

Garaus. Sie bleibt spurlos verschwunden.

Bremen kinderfreundlich machen

Umziehen bis der Rechnungshof kommt
Bei der Antwort des Senats auf die Große Anfrage der Grünen zum Thema ›Umzüge von Landesbehörden und
Gesellschaften‹ hat man nicht den Eindruck, dass es sich bei Bremen um ein Haushaltsnotlageland handelt. Gilt
Sparsamkeit nur für die Bürgerinnen und Bürger?

as bremische Umzugskarussell wurde in der Amts-
zeit der großen Koalition in immer schnellere Drehbe-
wegungen versetzt. Objekte im Gesamtwert von 14
Millionen Euro wurden geräumt und verkauft, aber
gleichzeitig hat der Senat durch die Umzüge 17 Millio-
nen Euro Umzugskosten verursacht. Unterm Strich hat
Bremen mit den angeblichen Synergieeffekten noch
nicht einmal die Möbelpacker bezahlt, geschweige
denn langfristige Kosteneinsparungen erzielt.

Das zeigen einige Einzelbeispiele:
• Der Umzug des Hafenressorts aus Bremen nach

Bremerhaven und wieder zurück hat insgesamt
466.000 Euro gekostet. Ein Umzug, der sich als
eine völlig unsinnige Verschwendung von Steuer-
mitteln herausgestellt hat.

• In der Stresemannstraße wurde nun das Stadtamt
mit all seinen Unterabteilungen zusammengefasst,
auch das sollte angeblich Kosten sparen. Man hat
allerdings vergessen, dass für die alten Räumlich-
keiten in der Funkschneise ein Mietvertrag bis 2011

E in abstraktes Papier ist der ›Aktionsplan kinder-
freundliches Bremen‹, wenn man ihn nicht mit Leben
füllt. Bereits im März 2005 hatte die grüne Fraktion die
Umsetzung in Bremen gefordert und einen Antrag in
die Bürgerschaft eingebracht, der in die Sozial-
deputation überwiesen wurde. Stellungnahmen der
Senatoren wurden angefordert, die heute noch nicht
vorliegen würden, hätten die Grünen nicht im Februar
2006 wieder nachgehakt, diesmal mit einer Großen
Anfrage. Wieder verging viel Zeit, und erst nach insge-
samt 20 Monaten wurde der fertige Bericht in der Bür-
gerschaft beraten. Während SPD und CDU den Aktions-
plan weiterhin abstrakt behandeln und keinen Bedarf
sehen, konkrete Aufgaben oder Ziele zu formulieren,
haben die Grünen eine Reihe von Vorschlägen: Die
Innenstadt muss kinderfreundlicher werden! Ein Spiel-
haus, in dem Kinder sinnvoll ihre Zeit verbringen kön-
nen, während die Eltern einkaufen, wäre ein erster
sinnvoller Schritt. Bremen muss mehr Spielräume für
Kinder schaffen; Stadtteile wie das Viertel oder
Findorff, die zugeparkt sind mit Autos, bieten Kindern
wenig Möglichkeiten, gefahrlos zu spielen. Außerdem
müssen Kinder und Jugendliche viel stärker an wichti-

gen Entscheidungen, die sie betreffen, beteiligt werden! Sie sollen mitgestalten
können, wenn es zum Beispiel um Jugendeinrichtungen oder Projekte für Kinder
und Jugendliche im Stadtteil geht. Vorstellbar wäre auch ein Topf mit den Global-
mitteln für Jugendprojekte, um die sich Jugendliche bewerben können – Huchting
geht da mit gutem Beispiel voran.

6 Kultursenatoren in 6 Jahren =

fortschreitende Auflösung

Mehr Solaranlagen auf

Bremens Dächer

in der Bremischen Bürgerschaft
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D besteht. Hier werden jedes Jahr
noch einmal über 500.000 Euro für
ein leer stehendes Gebäude vergeu-
det.

• Beim Umzug des Bau- und Sozial-
ressorts in das Siemens-Hochhaus
wurde eine Mietsteigerung von
390.000 Euro im Jahr fällig.
Dazu kommen Umzugskosten von
1,7 Millionen Euro. Der Rechnungs-
hof beziffert die Kosten und Folgeko-
sten des An- und Verkaufs des Sie-
mens-Hochhauses und der folgen-
den Behördenumzüge mit insge-
samt 20 Millionen Euro.

• Die Bremer Investitionsgesellschaft
(BIG) beansprucht nach ihrem Um-
zug in das edle Kontorhaus am
Markt 40 Prozent mehr Fläche und
zahlt eine 4 Prozent teurere Miete.

M ä r z

Frauen
12.

Frauen in der Bürgerschaft

Rundgang und Gespräch mit

Christine Holzner-Rabe (Kultur-

wissenschaftlerin)

Karin Mathes (stellvertr. Bürger-

schaftspräsidentin)

Karoline Linnert (grüne Fraktions-

vorsitzende)

18.00 Uhr, Raum III

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

Um Anmeldung wird gebeten unter

0421/3011-0.

SchülerInnen beurteilen ihren

Unterricht

Flughafen: Beschränkungen der

Nachtflüge einhalten

Seite 3

Untersuchungsausschuss

›Klinikverbund‹

Untersuchungsausschuss

›Kindeswohl‹

Seite 4

Aktionsplan kinderfreundliches

Bremen

Umzüge von Behörden sind

keine Sparmaßnahmen
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grün:   i n der Mache

Überflüssig wie ein Kropf
Bremerhavens Oberbürgermeister Jörg Schulz (SPD) träumt von einem neuen Amtssitz

in der Stadtmitte. Dass die Stadt Bremerhaven bis über beide Ohren in den Miesen ist,
scheint ihn dabei nicht zu kümmern.

D

n Bremen ist ein Viertel aller Kinder und Jugendli-
chen von Armut betroffen. Es beschneidet ihren Blick
auf die Welt, birgt das Risiko übermäßigen Medien-
konsums und vor allem nimmt es Selbstbewusstsein
und Neugierde. Der Sozialhilfe-Regelsatz für ein Kind
bis 14 Jahre beträgt 207 Euro im Monat – davon kön-
nen Eltern weder die Kosten für ein Schulmittages-

Armut grenzt aus!
I
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Gedächtnis. ›Wichtiger als die Errichtung von Status-
symbolen ist eine bürgernahe und vor allem transpa-
rente Politik in Bremerhaven‹, stellt Doris Hoch fest.
›So lange sich der Oberbürgermeister weigert, die
Gehälter offen zu legen, die er an seine Geschäfts-
führer zahlt, und weiterhin Geld für teure Projekte
verschwendet, ist es unmöglich, den Menschen zu
vermitteln, dass sie den Gürtel enger schnallen sol-
len.‹

sen in einer Ganztagsschule bezahlen noch das not-
wendige Lernmaterial anschaffen. Die Teilnahme an
Schulausflügen, die Inanspruchnahme von Musikun-
terricht oder der Sportverein, all das fällt für Kinder
und Jugendliche aus erwerbslosen Familien häufig
flach. In einem Bürgerschaftsantrag fordern die Grü-
nen den Senat auf, sich auf Bundesebene für eine
Erhöhung der Regelleistungen der Sozialhilfe und im
Arbeitslosengeld II einzusetzen. Diese müssen so
festgelegt werden, dass die Grundsicherung ein men-
schenwürdiges Leben ermöglicht. Als Sofortmaßnah-
men wollen die Grünen, dass Lernmittel sowie die
Teilnahme an Musik- und Sportangeboten für
SchülerInnen künftig als Sachleistung zur Verfügung
gestellt werden. Die Kostenbeteiligung für Mittages-
sen in Schulen und Kindergärten soll erhöht und
auch eintägige Schulausflüge sollen gefördert wer-
den.

Bremen liegt mit seiner besonders hohen Anzahl
von Langzeitarbeitslosen im Bundesdurchschnitt
weit vorn. Gerade deshalb sollte sich der Stadtstaat
verpflichtet fühlen, eine Vorreiterrolle zu spielen und
der Ausgrenzung der betroffenen Familien vehement
entgegentreten.

Bremerhavens OB will ein

neues Rathaus haben

Regelsätze in ALG II und

Sozialhilfe anheben

M ä r z

Bildung
9.

Achtung: Talentschmiede!
Wie Kindergärten und Schulen sich

neu erfinden

Grüner Bildungsfachtag mit

Vorträgen von

Prof. Dr. Wolfgang Tietze (Freie

Universität Berlin)

Prof. Dr. Mats Ekholm (OECD-

Experte, Universität Karlstad,

Schweden)

Begrüßung und Einführung:

Anja Stahmann (bildungspolitische

Sprecherin der grünen Fraktion)

9.30-ca. 18.30 Uhr, Festsaal

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

Karoline Linnert bei der Akteneinsicht

Teurer ›Spaß‹ mit ungesundem Klima:
das Siemenshochhaus Der grüne Sozialpolitiker Dirk Schmidtmann

Ein Traum von einem Rathaus für den Seestadt-Schulzen!


